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TRAUER UM DÖRLER 

ABSCHIED 

Auch in Liechtenstein Betrof­
fenheit über Dörler-Hinschied 
VADUZ - Die Nachricht vom Hinschied 
des Vorarlberger Landtagspräsidenten Man­
fred Dörler (gestern im Volksblatt) hat auch 
in Liechtenstein Betroffenheit ausgelöst. 
Liechtenstein habe «einen äusserst wertvol­
len Freund verloren», sagte Landtagspräsi­
dent Klaus Wanger auf  Anfrage des Volks­
blattes. Wanger wird heute gemeinsam mit 
Regierungschef Otmar  Hasler an der  Trauer­
feier in Hard teilnehmen. 

Landtagspräsident Klaus Wanger sagte 
uns gegenüber wörtlich: «Die Nachricht 
vom Ableben von Landtagspräsident Man­
fred Dörler hat mich tieferschüttert  und er­
füllt mich mit grosser Trauer. Ich habe Man­
fred Dörler in den vergangenen Jahren als 
Landtagspräsident in freundschaftl icher 
Verbundenheit als einen aussergewöhnlich 
lieben Menschen kennen und schätzen ge­
lernt. Manfred Dörler war für mich in jeder 
Hinsicht ein Vorbild. Unsere persönlichen 
Begegnungen mit ihm und seiner Frau Jo­
hanna waren stets von grosser Herzlichkeit 
geprägt. Sein stetes Bemühen, die engen 
Bande zwischen Vorarlberg und Liechten­
stein auszubauen und zu festigen, war für 
ihn i m m e r e i n  besonderes Anliegen. Mit 
Manfred Dörler haben wir und unser Land 
einen äusserst wertvollen Freund verloren. 
Wir sind Manfred Dörler zu grossem Dank 
verpflichtet. Zum schmerzlichen Verlust, 
den das Land Vorarlberg durch den Tod sei­
nes Landtagspräsidenten erlitten hat, und 
besonders seiner Familie, spreche ich die 
aufrichtige Anteilnahme des liechtensteini­
schen Volkes und mein persönlich tief emp­
fundenes Mitgefühl aus.» (MF) 

Drei Freunde, drei Landtagspräsidenten (v.l.): 
Maus Wanger, Peter Straub (Baden-VUürttem-
berg) und der verstorbene Manfred Dörler. 

Strassensperrung 
wegen Belagsarbeiten 

VADUZ - Wegen Belagsarbeiten muss die 
Fürst-Franz-Josef-Strasse im Bereich 
Hintergass bis Gässle für den Verkehr ge­
sperrt werden, und zwar von Dienstag, 20. 
Juli, ab 7 U h r  bis Donnerstag, 22. Juli, um 
2 0  Uhr. Eine Strassensperrung ist erforder­
lich, damit der  Einbau vollflächig und unter 
optimalen Bedingungen erfolgt. Eine Um­
leitung via Mareestrasse, Fürst-Johannes-
Strasse, Bannholzstrasse, Josef-Rheinber-
ger-Strasse wird entsprechend signalisiert. 
Die Trottoirvcrbindung ist von dieser Sper­
rung nicht betroffen. Bei schlechter Witte­
rung wird die Sperrung u m  jeweils einen 
Tag verschoben. Eine weitere Strassensper­
rung für den Einbau des Deckbelages ist im 
August notwendig. Das Tiefbauamt dankt 
allen Verkehrsteilnehmern bereits im Voraus 
für ihr Verständnis und wünscht allen eine 
gute Fahrt. (p»fl) 

«Möglichkeit tieferer 
Grenzwerte prüfen» 

Regierungsrat Alois Ospelt über das Gesetz zur nichtionisierenden Strahlung 

VADUZ - Die Regierung plant  
ein Gesetz zum Schutz gegen  
die s o  genannte  nichtionisie­
rende  Strahlung (NIS), die ins­
besondere  im Zusammenhang 
mit dem Mobilfunk intensiv dis­
kutier t  wird. Bevor dem Land­
t a g  ein Gesetzesentwurf vorge­
legt wird, will die Regierung 
we i t e re  Abklärungen zu d e n  
NIS-Grenzwerten vornehmen.  
* Mar t in  Frommelt  

Volksblatt: Mobilfunkkrit ische 
Kreise werfen der Politik im In-
und Ausland generell vor, zu sehr  
a u f  der Seite der Mobilfunkbe­
treiber zu stehen: Wie stehen Sie 
zu diesem Vorwurf? 

Alois Ospelt: Vermutlich wür­
den das die Mobilfunkbetreiber 
sehr gegensätzlich sehen. Bekannt­
lich gehen die Meinungen und  
Interessen im Bereich der Grenz-

Interessensausgleich 
suchen 

wertthematik j a  sehr weit auseinan­
der. Aufgabe der  Politik muss es  in 
dieser Diskussion daher sein, die 
Interessen aller Betroffenen ernst 
zu nehmen und gleichermassen zu 
berücksichtigen. Die Politik muss  
versuchen, einen Interessensaus-
gleich herzustellen, der  den Be­
dürfnissen der  Gesamtbevölkerung 
möglichst gerecht wird. 

Kann mit der  Gesetzesvorlage, 
die derzeit ausgearbeitet wird, 
ein solcher Intcresscnsausgleich 
gelingen? 

O b  die Gesetzes vorläge aus Sicht 
der  Betroffenen diesen Ausgleich 
herzustellen vermag, wird sich zei­
gen müssen. Jedenfalls gehen wir 
den Anliegen, die in der  Vernehm­
lassung geäussert wurden, intensiv 
nach und werden die verschiedenen 
Argumente und Positionen sorgfäl­
tig prüfen. Daher hat sich die Re-

Verschiedene Positionen 
sorgfältig prüfen 

gierung da fü r  entschieden, ver­
schiedene offene Punkte eingehend 
abklären zu lassen, bevor  d e m  
Landtag das Gesetz vorgelegt wird. 
A u f  diese Weise können wir meines 
Erachtens den Anliegen etwa der 
Mobilfunkkritiker, der  Mobilfunk­
betreiber und vor allem aber der 
Bevölkerung und der  Umwelt am 
ehesten gerecht werden. 

In welchen Bereichen werden  
weitere Abklärungen unternom­
men? 

Es sind verschiedene Bereiche, 
die aus unserer  Sicht weiterer  
Untersuchungen bedürfen, bevor 
der Gesetzesentwurf abgeschlossen 
werden kann. Im Zentrum steht da-

Grenzwertfrage neutral 
prüfen lassen 

bei die Frage der  NIS-Grenzwerte 
im Mobilfunkbereich. Bevor die 
Regierung in diesem Punkt einen 
abschliessenden und neutralen Ent­
scheid fassen kann, muss die Frage 
untersucht werden, ob bei einer an­

«Aufgabe der Politik muss es  in dieser Diskussion sein, die Interessen aller Betroffenen ernst zu nehmen und 
gleichermassen zu berücksichtigen»: Regierungsrat Alois Ospelt zur Grenzwert-Problematik. ; 

deren Ausgestaltung der  liechten­
steinischen Mobilfunk-Netzc wo­
möglich tiefere Grenzwerte mög­
lich wären und welche Konsequen-

Mit Grenzwerten im 
Ausland abstimmen 

zen sich hieraus ergeben würden. 
Zu bedenken sind hierbei natürlich 
vor a l lem die gesundheit l ichen 
Aspekte, darüber hinaus aber auch 
wirtschaftl iche u n d  technische 
Überlegungen. So könnte es sich 
beispielsweise als wenig zielfüh­
rend erweisen, zu sehr  von den 
Grenzwerten des umliegenden Aus­
lands abzuweichen, d a  es  dann z u  
Überlagerungseffekten mit auslän­
dischen Netzen kommen könnte. 
Die liechtensteinischen Netze wür­
den gewissermassen von den 
schweizerischen lind österreichi­
schen Netzen «erdrückt». 

Wie wird m a n  in dieser Frage 
weiter vorgehen? 

Wichtig ist, dass wir  auf  diese 
Fragen aussagekräftige Antworten 
haben, a u f  die sich die weitere Ar­
beit an de r  Gesetzesvorlage stützen 
kann. Die Regierung wird daher ex­
terne Fachstellen damit beauftra-

Von CH-Bestimmungen 
abweichen? 

gen, diese  und weitere Fragen un­
abhängig und unvoreingenommen 
z u  analys ieren .  A u f  G r u n d l a g e  
dieser Arbei ten kann  anschlies­
send geprüft  werden,  o b  es  sich 
für  L iech tens te in  a ls  s innvoll  
erweisen kann,  von d e n  schweize­
rischen Best immungen abzuwei­
chen und  tiefere Grenzwerte ein­
zuführen. . 

Was ist mit so genannten mobil-
funkfreien Zonen? Wird d a s  
neue NIS-Gesetz zur Schaffung 
solcher Zonen in Liechtenstein 
führen? , 

Die Vernehmlassung zum NIS-
Gesetz hat gezeigt, dass die G e ­
meinde Triescnberg und verschie­
dene Organisationen wünschen, im 
Alpengebiet die Mobilfunk-Versor­
gung au f  das Nötigste einzuschrän­
ken. Das heisst, man könnte dort 
nur noch in Siedlungen respektive 
ausserhalb von Gebäuden mit dein 
Mobiltelefön telefonieren. 

Offen ist dabei, o b  das NIS-Ge­
setz die geeignete Grundlage zur  
Schaffung von mobilfunkfreien Z o -

Mobilfunkfreie Zonen 
im Alpengebiet? 

nen ist. M a n  könnte dieses Ziel  
nämlich auch  übe r  d e n  Versor­
gungsauftrag der  Mobilfunkbetrei­
ber  gemäss  Kommunikationsgesetz 
verfolgen. Für gewisse Alpengebie­
te könnte man  dann gegebenenfalls 
ein Versorgungsverbot erlassen. 

Jedenfalls wird die Regierung 
mit der  Gemeinde Triescnberg G e ­
spräche in dieser Frage führen und  
die Ergebnisse in die Vorlage ein-
fliessen lassen. 

Mobilfunk nur im Freien? Ist s o  
etwas  wirklich durchführbar  
und mehrheitsfähig? 

Vorerst geht  es j a  nur  um die Fra­
gen, ob e s  grundsätzlich möglich 
ist, gewisse Alpengebiete von de r  
Versorgung auszuschliessen, und  
was für Folgen sich hieraus erge­
ben. O b  ein solcher Schritt dann 
letztlich mehrheitsfähig ist, ist einö 
völlig andere Frage. 

Die Diskussion u m  die nichtioni­
sierende Strahlung ist für die ge ­
samte Bevölkerung von Bedeutung 

und hat vielfältige Auswirkungen. 
Aus diesem Grund ist es  wichtig, 
dass die Regierung alle Hauptanlie­
gen aus der  Vernehmlassung auf­
nimmt und sie untersucht. O b  diese 
Anliegen mehrheitsfähig sind, ist in 
d ie sem Arbeitsschritt  zunächst  
nicht entscheidend. 

Z u m  Schluss  noch  ein kurzer 
Ausblick: Herr Ospelt, wie soll es  
weitergehen? 

Die Thematik de r  nichtionisie­
renden Strahlung ist überaus kom­
plex u n d  von sehr unterschied­
lichen Auffassungen geprägt. Ent­
sprechend war die Fragestellung in 
der  Vernehmlassung breit und zahl­
reiche Stellungnahmen sind einge­
gangen. Wir  müssen uns die erfor-

Bedürfnisse der Bevöl­
kerung umsetzen 

derliche Zeit nehmen und alle ge­
äusserten Hauptanliegen prüfen re­
spektive unabhängige Fachexper­
ten mit vertiefenden Untersuchun­
gen betrauen. Liegen diese Arbei­
ten vor, so kann d e m  Landtag an­
schliessend eine Gesetzesvorlage 
unterbreitet werden, die dieser The­
matik und den Bedürfnissen de r  
Gesamtbevölkerung gerecht wird. 
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